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stellende Entscheidung; die Übergabe ist dem Anzeigenden, 
dem Geschädigten und dem Beschuldigten schriftlich oder 
mündlich mitzuteilen.

(2) Die Ubergabeentscheidung hat insbesondere eine zusam­
menfassende Darstellung des Sachverhalts und der vorliegen­
den Beweismittel, eine Einschätzung der Handlung unter An­
gabe des verletzten Strafgesetzes, eine tatbezogene Einschät­
zung der Persönlichkeit des Täters, die Gründe für die Über­
gabe und Hinweise auf die Ursachen und Bedingungen der 
Handlung zu enthalten.

§60
Aufhebung der Ubergabeentscheidung v

(1) Das gesellschaftliche Organ der Rechtspflege kann 
gegen die Übergabe bis zum Abschluß der Beratung Elinspruch 
beim übergebenden Rechtspflegeorgan einlegen, wenn nach 
seiner Meinung die Übergabevoraussetzungen nicht vorliegen 
oder die Sache aus anderen Gründen nicht zur Beratung vor 
dem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege geeignet ist

(2) Das Rechtspflegeorgan hat die Übergabeentscheidung 
aufzuheben, wenn sich bei der nochmaligen Überprüfung 
herausstellt, daß die Voraussetzungen für die Übergabe nicht 
vorliegen. Anderenfalls ist die Ubergabeentscheidung zu be­
stätigen und die Bestätigung dem gesellschaftlichen Organ 
der Rechtspflege zuzustellen. Die Bestätigung der Übergabe­
entscheidung ist für das gesellschaftliche Organ der Rechts­
pflege verbindlich. Die Aufhebung der Übergabeentscheidung 
ist dem Anzeigenden, dem Geschädigten und dem Beschul­
digten mitzuteilen.

(3) Erscheint der Beschuldigte unbegründet trotz zweima­
liger Einladung nicht zur Beratung vor dem gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege, ist die Sache an das übergebende 
Rechtspflegeorgan zurückzugeben. Dieses hat die Übergabeent­
scheidung aufzuheben, wenn die im Satz 1 genannten Voraus­
setzungen vorliegen.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  
Verteidigung

§61
Recht auf Verteidigung

(1) Das Recht auf Verteidigung umfaßt das Recht des Be­
schuldigten oder des Angeklagten,
— die Beschuldigung kennenzulemen;

— über die Beweismittel unterrichtet zu werden;
— alles vorzubringen, was 'die erhobene Beschuldigung aus­

räumen oder seine strafrechtliche Verantwortlichkeit min­
dern kann;

— sich selbst zu verteidigen und sich in jeder Lage des Ver­
fahrens eines Verteidigers zu bedienen;

— Beweisanträge und andere Anträge zur Durchführung des 
Verfahrens zu stellen;

— Rechtsmittel einzulegen.
(2) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungs­

organe haben das Recht auf Verteidigung zu gewährleisten. 
Sie haben den Beschuldigten oder den Angeklagten im jewei­
ligen Verfahrensstadium über seine Rechte zu belehren.

§62
Wahl des Verteidigers

(1) Als Verteidiger kann jeder in der Deutschen Demokrati­
schen Republik zugelassene Rechtsanwalt gewählt werden.

(2) Hat der Beschuldigte oder der Angeklagte einen ge­
setzlichen Vertreter, kann auch dieser selbständig einen Ver­
teidiger wählen.

§ 63
Bestellung eines Verteidigers

(1) In allen Strafverfahren erster und zweiter Instanz vor 
dem Obersten Gericht und in Strafverfahren erster Instanz 
vor dem Bezirksgericht ist dem Angeklagten ein Verteidiger 
zu bestellen, sofern er noch keinen selbst gewählt hat.

(2) In Strafverfahren vor dem Kreisgericht und in Straf­
verfahren zweiter Instanz vor dem Bezirksgericht hat das 
Gericht einen Verteidiger zu bestellen, wenn die Sache das 
erfordert. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Angeklagte 
durch physische oder psychische Mängel in der Wahrnehmung 
seiner Verteidigungsrechte behindert ist oder die Sprache, 
in der das Gerichtsverfahren durchgeführt wird, nicht be­
herrscht. Wird das persönliche Erscheinen eines inhaftierten 
Angeklagten zur Hauptverhandlung zweiter Instanz nicht 
angeordnet, ist ihm auch ein Verteidiger zu bestellen.

(3) Soweit es die Sache erfordert, hat der Staatsanwalt 
bereits vor Erhebung der Anklage bei Gericht die Bestellung 
eines Verteidigers zu beantragen.

(4) Der bestellte Verteidiger ist verpflichtet, die Verteidi­
gung zu übernehmen. In besonders begründeten Ausnahme­
fällen kann er durch das Gericht von dieser Verpflichtung 
entbunden werden.

(5) Der Beschuldigte und der Angeklagte können auf die 
Bestellung eines Verteidigers verzichten. Liegen die Voraus­
setzungen des Absatzes 1 vor, kann auf die Bestellung nicht 
verzichtet werden.

(6) Die Bestellung ist zurückzunehmen, wenn der Beschul­
digte oder der Angeklagte sich selbst einen Verteidiger wählt 
und dieser die Wahl annimmt.

§ 64
Rechte des Verteidigers

(1) Der Verteidiger hat das Recht,
— den Beschuldigten oder den Angeklagten zu sprechen;
— Beweisanträge zu stellen;
— an der gerichtlichen Hauptverhandlung mitzuwirken;
— Rechtsmittel einzulegen und im Rechtsmittelverfahren

mitzuwirken;
— Vorschläge zu den gerichtlichen Entscheidungen bei der

Verwirklichung der Strafen zu unterbreiten.
(2) Der Verteidiger ist nach Abschluß der Ermittlungen 

vor Erhebung der Anklage befugt, Einsicht in die Strafakten 
zu nehmen. Schon vor diesem Zeitpunkt ist ihm die Einsicht 
in die Strafakten zu gestatten, wenn dies .ohne Gefährdung 
der Untersuchung geschehen kann. Unter denselben Voraus­
setzungen ist dem Verteidiger die Teilnahme an von ihm 
beantragten Beweiserhebungen im Ermittlungsverfahren zu 
gestatten.

(3) Der Verteidiger kann mit dem in Untersuchungshaft 
befindlichen Beschuldigten und Angeklagten sprechen und 
mit ihm korrespondieren. Im Ermittlungsverfahren kann der 
Staatsanwalt hierfür Bedingungen festsetzen, damit der Zweck 
der Untersuchung nicht gefährdet wird.

§ 65
Ausbleiben des Verteidigers

(1) Wenn ein bestellter Verteidiger in der Hauptverhand­
lung ausbleibt, sich vorzeitig entfernt oder sich weigert, die 
Verteidigung zu führen, hat das Gericht dem Angeklagten 
sogleich einen anderen Verteidiger zu bestellen. In solchen 
Fällen hat das Gericht die Anberaumung eines neuen Haupt­
verhandlungstermins oder die Unterbrechung der Verhand­
lung zu beschließen, wenn es der Angeklagte oder der neu 
bestellte Verteidiger beantragt.


